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Der Einzelhandel im Herbst 1952

Im laufenden Jahr hatte der Einzelhandel bis zum Beginn 
der Herbstsaison wert- und mengenmäßig etwa 5 vH 
mehr als im entsprechenden Zeitraum von 1951 umge-
setzt. Ähnlich wie in den vorangegangenen Jahren hatte 
auch 1952 der die Sommersaison abschließende Sommer-
schlußverkauf die Erwartungen des Handels allgemein 
übertroffen. Trotz des starken Reiseverkehrs und des ver-
hältnismäßig günstigen Umsatzverlaufs in den vorherge-
henden Wochen lagen z. B. im Textilhandel die Umsatz-
werte noch um schätzungsweise 10 vH über denen des 
Vorjahres1). Besonders gefragt waren nicht die billigen 
Ausverkaufswaren, sondern mittlere bis gute Qualitäten, 
deren Preise unter denen des Vorjahres lagen. Die Lager 
konnten dabei großenteils geräumt werden.

1) Ermittlungen des Instituts für Handelsforschung, 
Köln, Textilzeitung Nr. 39 vom 25. 9. 52.

Aus dem Wochenbericht Nr. 50 vom 12. Dezember 1952
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Hohe Abhängigkeit bei kritischen Rohstoffen kann durch geeignete Maßnahmen gesenkt werden

 





































MEDIATHEK

Audio-Interview mit Marius Zeevaert 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Die Produktion kritischer Rohstoffe konzentriert sich teilweise bis zu 80 oder sogar 

über 90 Prozent auf einzelne Länder. Das heißt, es besteht eine sehr große Markt­

konzentration, der mit kurz­ und langfristigen Maßnahmen begegnet werden sollte.“ 

 

— Marius Zeevaert —

AUF EINEN BLICK

Deutschland kann seine Versorgungssicherheit 
bei mineralischen Rohstoffimporten erhöhen
Von Lukas Menkhoff und Marius Zeevaert

• Deutschland und die EU importieren kritische mineralische Rohstoffe häufig aus wenig 
demokratisch verfassten Ländern

• Teilweise extreme Abhängigkeit von diesen Rohstoffimporten sollte kurz- und längerfristig 
begrenzt werden

• Analyse von einzelnen kritischen Rohstoffen sowie von Förderländern zeigt Handlungspotentiale auf

• Stärkere Diversifizierung, mehr Recycling, höhere Eigenförderung und technische Innovationen 
sollten durch eine verpflichtende Reserve und den gemeinsamen Einkauf der EU ergänzt werden

• Handlungsbedarf ist bei Wirtschaftspolitik und Unternehmen erkannt, jetzt kommt es auf zügiges 
Umsetzen an, am besten in europäischer Kooperation

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Bei der Versorgung mit Rohstoffen hängt die deutsche 

Volkswirtschaft zu über 90 Prozent von Importen ab. Viele 

dieser Rohstoffimporte stammen aus nur wenigen Förderlän-

dern. Häufig sind diese Länder wenig demokratisch verfasst. 

Insofern sind die Lieferrisiken teilweise extrem hoch, auch bei 

mineralischen Rohstoffen, darunter Seltene Erden, Lithium 

und Magnesium. Um die Sicherheit von Rohstoffimporten 

zu erhöhen, kann die Wirtschaftspolitik verschiedene Maß-

nahmen ergreifen. So könnten europäische Abnehmer ihre 

Beschaffung kritischer Rohstoffe bündeln, um der Marktmacht 

der wenigen Anbieter etwas entgegen zu setzen. Ferner 

könnten noch weitere Diversifizierungspotenziale beim Import 

genutzt werden. Auch die Lagerhaltung sollte überdacht und 

um eine verpflichtende Mindestreserve ergänzt werden. Län-

gerfristig könnten Rohstoffimporte reduziert werden, indem 

Möglichkeiten zum Recycling stärker genutzt werden und die 

Förderung von mineralischen Rohstoffen im Inland ausgebaut 

wird. Schließlich sollten technische Innovationen angestoßen 

werden, um Einfuhren von Rohstoffen zu ersetzen. Die Maß-

nahmen sollten – soweit möglich – auf europäischer Ebene 

koordiniert werden.

Die Ereignisse des Jahres 2022 haben deutlich gemacht, dass 
das Verfügen über Rohstoffe als politisches Druck mittel ein-
gesetzt werden kann. Jahrzehntelang schien es zwei verschie-
dene Welten zu geben, die Weltmärkte für Rohstoffe und die 
internationale Politik. So hatte die Sowjetunion selbst im 
 Kalten Krieg Rohstoffe verlässlich an den westlichen „Feind“ 
verkauft. Diese Verlässlichkeit gilt nicht mehr, so dass die 
Verantwortlichen in Regierung und Wirtschaft wissen, dass 
mehr Anstrengungen unternommen werden müssen, um 
die Rohstoffversorgung zu sichern.

Von allen in Deutschland genutzten Rohstoffen beträgt der 
Anteil der Importe, gemessen am Wert der Rohstoffe, deut-
lich über 90 Prozent. Rohstoffsicherheit bedeutet daher kurz-
fristig, den Import dieser Rohstoffe zu gewährleisten. Die 
meisten dieser Rohstoffe werden aus unterschiedlichen Regi-
onen der Welt importiert, darunter auch aus Ländern, die 
aus europäischer Sicht nicht als zuverlässige Lieferländer 
gelten. Dies ist im Fall von Erdgas und Erdöl im Zuge des 
Krieges gegen die Ukraine sehr deutlich geworden. Gemes-
sen am Importanteil gilt dies aber in noch höherem Maße 
für mineralische Rohstoffe.1

EU-Kommission bewertet Versorgungssicherheit 
bei vielen mineralischen Rohstoffen als kritisch

Die Europäische Kommission erstellt seit 2011 alle drei Jahre 
in einer Bestandsaufnahme eine Liste „kritischer Roh stoffe“.2 
Als kritisch gilt ein Rohstoff, wenn zwei Kriterien erfüllt sind: 
Zum einen muss der Rohstoff ökonomisch wichtig sein und 
zum anderen muss sein Angebot als riskant eingeschätzt wer-
den.3 Bei der Wichtigkeit geht es vor allem um Rohstoffe für 
moderne Technologien (wie Halbleiter, Batterie technik oder 
Raumfahrt). Beim Angebotsrisiko werden die Lieferwilligkeit 

1 Neben Energieträgern und mineralischen Rohstoffen gibt es in Europa und Deutschland 

 weitere Abhängigkeiten, zum Beispiel bei elektronischen und medizinischen Vorprodukten.

2 European Commission (2020): Study on the EU’s List of Critical Raw Materials – Final  Report, 

Brussels (online verfügbar, abgerufen am 28. November 2022. Dies gilt für alle anderen Online- 

Quellen des Berichts, sofern nicht anders vermerkt). Berücksichtigt werden alle Rohstoffe, die 

 weder Energieträger noch landwirtschaftliche Rohstoffe sind.

3 European Commission (2019): Methodology for Establishing the EU List of Critical Raw 

 Materials (online verfügbar).

Deutschland kann seine 
Versorgungssicherheit bei mineralischen 
Rohstoffimporten erhöhen
Von Lukas Menkhoff und Marius Zeevaert

ROHSTOFFIMPORTE
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von Ländern, die Transportmittel und -wege, oder der man-
gelnde Wettbewerb zwischen Anbietern berücksichtigt.

Von 83 betrachteten Rohstoffen gelten 30 als kritisch. Die 
übrigen sind zwar nicht unwichtig, aber weniger kritisch. In 
beiden Dimensionen als unkritisch gilt zum Beispiel Gold, 
während Silber einem geringen Risiko unterliegt, aber wich-
tig ist. Teakholz unterliegt zwar einem Lieferrisiko, wird aber 
als ökonomisch weniger wichtig eingeschätzt. In der kriti-
schen Gruppe finden sich insbesondere Seltene Erden, oder 
auch Magnesium, Lithium, Kobalt und Bauxit.

EU und Bundesregierung bereiten Maßnahmen 
für mehr Rohstoffsicherheit vor

In Reaktion auf das neue weltwirtschaftliche Umfeld hat die 
EU-Kommission einen Aktionsplan zu kritischen Rohstof-
fen für das Frühjahr 2023 angekündigt. Dieser dürfte kon-
kreter als vorherige Empfehlungen sein und über bisherige 
Ansatzpunkte, darunter die Diversifizierung der Importe, 
hinausgehen. Die Bundesregierung zieht zudem nationale 
Maßnahmen in Erwägung.4 Das mögliche Handlungsspek-
trum umfasst kurzfristige sowie langfristige Maßnahmen 
(Kasten).

Kurzfristige Maßnahmen gehen davon aus, dass Importe kriti-
scher Rohstoffe unverändert notwendig sind. Die Liefer anten 
bleiben grundsätzlich dieselben, die Volumina steigen mög-
licherweise sogar, beispielsweise um die Energiewende zu 
stemmen. Dann bleiben immer noch drei verschiedene Maß-
nahmen: Ein Ansatzpunkt ist die Bündelung der Nachfrage, 
um der Marktmacht weniger Anbieter entgegenzu wirken. 
Eine weitere Maßnahme ist die stärkere Diversifizierung der 
Lieferländer, die tendenziell die Macht einzelner Anbieter 
senkt und zudem Importrückgänge bei einem Lieferanten-
ausfall abfedert. Schließlich kann eine verpflichtende Mindest-
reserve temporär die Versorgungssicherheit gewährleisten.

Längerfristig kann die Sicherheit der Rohstoffversorgung 
erhöht werden, indem Rohstoffimporte durch drei Maßnah-
men teilweise ersetzt werden. Hierzu gehört ein verbesser-
tes Recycling. Dies kann durch verstärkte Bestrebungen wie 
verbesserten gesetzlich verankerten Recyclingquoten erreicht 
werden.5 Weiterhin können eigene Produktionsmöglichkei-
ten stärker genutzt werden, und schließlich lassen sich tech-
nische Innovationen fördern, die den Einsatz kritischer Roh-
stoffe reduzieren oder sogar komplett ersetzen.6

4 Bisher sind dies Überlegungen, wie der Einsatz von Fördermitteln und Kreditbürgschaften, 

um Rohstoffe zu sichern, vgl. Julia Löhr (2020): Ein Gesetz für die Rohstoffsicherheit. Frankfurter 

 Allgemeine Zeitung, 17. Oktober 2022 (online verfügbar).

5 Sachverständigenrat für Umweltfragen (2020): Umweltgutachten 2020: Für eine entschlossene 

Umweltpolitik in Deutschland und Europa (online verfügbar).

6 Zum Beispiel eine Großbatterie, die ohne kritische Rohstoffe auskommt, vgl. Marcus Theurer 

(2022): Die grüne Mega-Batterie aus Franken. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13. November 2022 

(online verfügbar).

Koordiniertes Vorgehen auf europäischer Ebene 
und gemeinsame Beschaffung von Rohstoffen 
sind vorteilhaft

Bei allen sechs genannten Maßnahmen wäre es für Deutsch-
land von Vorteil, wenn die Länder in der Europäischen Union 
(EU) kooperieren würden. Dies wird bei einem Vergleich der 
Abhängigkeit von Rohstoffimporten zwischen Deutschland 
und der EU deutlich. Bei 14 von 27 kritischen Rohstoffe (aus 
der EU-Liste) sind sowohl Deutschland als auch Europa zu 
hundert Prozent von Importen abhängig, bei drei weite-
ren sind es jeweils über 95 Prozent (Abbildung 1). Daneben 
gibt es sieben Rohstoffe, bei denen Deutschland komplett 
von Importen abhängt, die EU aber maximal zu 80 Prozent. 
Damit verbleiben zwei Rohstoffe, die Deutschland und die 
EU zu 50 bis 80 Prozent importieren. Lediglich bei Boraten 
ist die Abhängigkeit Deutschlands geringer als die der EU. 
Zusammenfassend ist Deutschland bei einem Rohstoff weni-
ger vom Import abhängig als die EU, aber in sieben Fällen ist 
die EU unabhängiger. Diese Asymmetrie gilt für die meis-
ten anderen EU-Länder in ähnlicher Weise, was einen star-
ken Anreiz zur europäischen Kooperation schafft.

Ein Ansatzpunkt für die europäische Zusammenarbeit ist der 
gemeinsame Einkauf der importierten Rohstoffe, um damit 

Kasten

Rohstoffstrategie der EU und der 
Bundesregierung

Bereits im Jahr 2008 hat die Europäische Kommission eine 

Rohstoffinitiative (RMI, Raw Materials Initiative) ergriffen. 

Demnach bemüht sich die EU um Diversifizierung der Be-

zugsländer, Recycling von Rohstoffen und höhere Effizienz 

des Rohstoffeinsatzes. Seit dem Jahr 2011 wird alle drei Jahre 

eine Studie zu kritischen Rohstoffen verfasst, deren neueste 

Ausgabe von 2020 für die Definition kritischer Rohstoffe im 

vorliegenden Wochenbericht genutzt wird. Dabei ist mit jeder 

Ausgabe die Anzahl der berücksichtigten Rohstoffe gestiegen, 

zuletzt auf 83 Rohstoffe. Von diesen gelten 30 als „kritisch“, 

diese sind also gleichermaßen für Europa wichtig und unter-

liegen einem erhöhten Lieferrisiko.

Deutschland hat erstmals im Jahr 2010 eine Rohstoffstrate-

gie verfasst. Eine Konsequenz war die Gründung der Deut-

sche Rohstoffagentur (DERA) als Teil der Bundesanstalt für 

Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR), die wiederum im 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und 

Klimaschutz (BMWK) liegt. Die DERA sammelt Informationen 

zu mineralischen und Energierohstoffen, bewertet diese 

und berät dazu deutsche Unternehmen. Zuletzt wurde die 

Rohstoffstrategie im Jahr 2020 aktualisiert. In dieser spricht 

das Ministerium unter anderem davon, „die Möglichkeiten 

zusätzlicher staatlicher Maßnahmen zur Rohstoffsicherung in 

einer Auftragsstudie prüfen [zu] lassen.“ Diese Studie liegt seit 

August 2022 vor.

https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/lehren-aus-der-gaskrise-gesetz-fuer-die-rohstoffsicherheit-18391005.html
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/01_Umweltgutachten/2016_2020/2020_Umweltgutachten_Entschlossene_Umweltpolitik.html
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/batterie-hoffnung-cmblu-loesung-fuer-die-stromversorgung-der-zukunft-18454013.html
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der Marktmacht weniger Anbieter kritischer Rohstoffe entge-
genzuwirken. Bei einer Betrachtung der einzelnen Seltenen 
Erden (wie Cer und Dysprosium) steigt die Zahl der kriti-
schen Rohstoffe auf der Liste der EU-Kommission von 30 auf 
44. Bei allen 44 Rohstoffen hat das jeweils größte Lieferland 
bereits einen erheblichen Marktanteil. Der geringste Anteil 
an der globalen Produktion beträgt 28 Prozent, der größte 
93 Prozent (Abbildung 2). Der Median liegt bei 74 Prozent.

Versorgungssicherheit kann durch weitere 
Diversifizierung erhöht werden

Importe zu diversifizieren, um nicht von den Zufälligkei-
ten bei einem oder ganz wenigen Anbietern abhängig zu 
sein, ist eine hilfreiche Maßnahme. Allerdings ist das kurz-
fristige Diversifizierungspotential für einen großen Nach-
frager – wie die Länder der EU – begrenzt, wenn der Welt-
markt zu 74 Prozent und mehr von einem einzigen  Anbieter 
dominiert wird.

Neben die ökonomische tritt eine politische Dimension, 
wenn wichtige Lieferländer zugleich politisch als wenig ver-
lässlich gelten (Abbildung 3).7 Die Einstufung als  kritisches 

7 Die Weltbank stellt für fast alle Länder der Welt über lange Zeiträume einen Voice-and- 

Accountability-Index bereit, der eine inhaltlich und räumlich gute Abdeckung bietet. Vgl. Weltbank 

(2022): Worldwide Governance Indicators (online verfügbar).

Abbildung 2

Marktkonzentration bei kritischen Rohstoffen
Anzahl an Rohstoffen; Marktanteile des weltweit wichtigsten 
Lieferlands in Prozent

 









        











Anmerkung: Betrachtet werden 30 kritische Rohstoffe inklusive Unterkategorien (zum Beispiel der Seltenen Erden). 

Quelle: EU-Kommission (2020).

© DIW Berlin 2022

Bei vielen Rohstoffen hat das größte Lieferland immense Marktmacht.

Abbildung 1

Anteil der Importe am Verbrauch mineralischer Rohstoffe in der EU und in Deutschland
In Prozent

 













    



  



Anmerkungen: Vollständige Abhängigkeit bei Antimon, Beryllium, Bismut, Gallium, Germanium, Naturkautschuk, Niob, Phosphor, Platinmetalle, Seltenen Erden, Tantal, Titan, Vanadium und Magnesium. Rohstoffe, bei denen 
Deutschland vollständig abhängig und die EU unabhängig ist: Hafnium, Indium, Kokskohle und Strontium. Aus Datengründen sind nur 27 der 30 kritischen Rohstoffe erfasst.

Quellen: Eurostat; World Mining Data; UN FAO; EU-Kommission; US Geological Survey; British Geological Survey; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2022

Deutschland ist bei vielen kritischen Rohstoffen abhängiger von Importen als die EU.

https://info.worldbank.org/governance/wgi/
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Lieferland kann anhand des „Voice-and-Accountability“- 
Index der Weltbank erfolgen. Länder gelten als kritisch, falls 
der Wert schlechter als derjenige der Türkei ist, die wiederum 
mit Abstand den schwächsten Wert unter allen OECD-Mit-
gliedern aufweist. Es zeigt sich, dass viele der kritischen Roh-
stoffe von der EU nahezu komplett aus wenig demokratisch 
verfassten Ländern importiert werden. China spielt hier eine 
herausgehobene Rolle.8 In solchen Fällen kann ein Ansatz-
punkt sein, andere Förderländer als Anbieter zu gewinnen.

Demgegenüber ist kurzfristig das Potential begrenzt, weni-
ger aus Ländern zu importieren, deren „Voice-and-Account-
ability“-Index unterhalb desjenigen der Türkei liegt. Dies 
lässt sich anhand der Differenz von Importanteilen der EU 
aus kritischen Ländern und deren Anteilen an der weltwei-
ten Produktion abbilden (Abbildung 4).9 Demnach gibt es 
nur wenige mineralische Rohstoffe, die Europa überpro-
portional aus wenig demokratischen Ländern importiert 
(positiver Bereich). Hier besteht demnach ein kurzfristi-
ges Diversifizierungspotential, indem mehr aus demokra-
tisch verfassten Lieferländern importiert wird. Umgekehrt 

8 Vgl. auch Melinda Fremery und Thomas Obst (2022): Globalisierungskrise: Welche Abhängig-

keiten bestehen bei kritischen Gütern und Rohstoffen aus China? IW-Kurzbericht 48/2022 (online 

verfügbar).

9 Vgl. ähnlich Lisandra Flach et al. (2022): Wie abhängig ist Deutschland von Rohstoffimporten? 

Ifo-Institut (online verfügbar).

zeigt sich, dass bei vielen Rohstoffen bereits überproporti-
onal auf die Produktion demokratischer Länder zurückge-
griffen wird (negativer Bereich) und hier das Potenzial zur 
Änderung der Bezugsländer somit geringer ist.

Mehr Rohstoffförderung in Europa 
bleibt umstritten

Das wohl „sicherste“ Fördergebiet ist die EU selbst. So wer-
den von den 30 betrachteten kritischen Rohstoffen momen-
tan zwölf in der EU gefördert, aber bislang oft nur in sehr 
geringen Mengen.10 Bei fünf weiteren Rohstoffen gibt es in 
der EU bislang nicht genutzte Vorkommen. Bei drei weite-
ren Rohstoffen wird zwar erwartet, dass es EU-Vorkommen 
gibt, jedoch sind diese nicht quantifiziert.

Allerdings bestehen Widerstände gegen jede Art von Roh-
stoffabbau und Umweltnutzung, die sich auch bei einer kli-
maschonenden Energiewende nicht vermeiden lassen. So 
verständlich dies im Einzelfall oder aus Sicht von Betroffe-
nen sein mag, so wenig ist dies gesamtwirtschaftlich mit 
dem Ziel vereinbar, die Abhängigkeit von Importen kritischer 

10 U.S. Geological Survey (2022): Mineral Commodity Summaries (online verfügbar); Österreichi-

sches Finanzministerium (2022): World Mining Data (online verfügbar); Minerals4EU (2022): Euro-

pean Minerals Yearbook (online verfügbar); EU Commission (2020): Critical Raw Materials Fact-

sheets (online verfügbar).

Abbildung 3

Importabhängigkeit von kritischen Ländern
Anteil der EU-Importe in Prozent1

 


















































         




















1 Anteil an Gesamtimporten eines Rohstoffs aus Ländern mit einem „Voice-and-Accountability“-Index-Wert unterhalb der Türkei.

Quellen: Eurostat; World Mining Data; UN FAO; EU-Kommission; US Geological Survey; British Geological Survey, World Bank.

© DIW Berlin 2022

Bei vielen Rostoffen kommt ein hoher Anteil der EU-Importe aus besonders kritischen Ländern.

https://www.iwkoeln.de/studien/melinda-fremerey-thomas-obst-welche-abhaengigkeiten-bestehen-bei-kritischen-guetern-und-rohstoffen-aus-china.html
https://www.iwkoeln.de/studien/melinda-fremerey-thomas-obst-welche-abhaengigkeiten-bestehen-bei-kritischen-guetern-und-rohstoffen-aus-china.html
https://www.ifo.de/projekt/2022-04-01/wie-abhaengig-ist-deutschland-von-rohstoffimporten-eine-analyse-fuer-diel
https://www.usgs.gov/centers/national-minerals-information-center/mineral-commodity-summaries
https://www.world-mining-data.info/
http://minerals4eu.brgm-rec.fr/m4eu-yearbook/
https://single-market-economy.ec.europa.eu/sectors/raw-materials/areas-specific-interest/critical-raw-materials_en
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Situation ist bei jedem Rohstoff anders

Für alle kritischen Rohstoffe gilt, dass es sinnvoll ist, Nach-
frage zu bündeln, verpflichtende Mindestreserven einzufüh-
ren, Recycling zu nutzen und Substitution durch Innovation 
zu fördern. Bei den Maßnahmen der Diversifizierung und 
eigenen Förderung ist die Lage jedoch vielfältig. Dies zei-
gen die Beispiele Seltene Erden, Magnesium und Lithium.

Die 17 Elemente der Seltenen Erden werden für eine Viel-
zahl von Schlüsseltechnologien genutzt und sind insbeson-
dere für den Bau von Elektroautos und Windturbinen zen-
tral. Die EU ist fast vollständig abhängig von Importen des 
Rohstoffs: 94 Prozent der EU-Importe kommen aus beson-
ders kritischen Ländern, allen voran China (Abbildung 6).

Eine kurz- bis mittelfristige Rohstoffdiversifizierung wird 
bei den Seltenen Erden für die EU schwierig werden. Neben 
China produzieren auch Myanmar, die USA und Australien 
größere Mengen an Seltenen Erden, aber ihre Exporte sind 
sehr gering, weil sie vor allem die jeweils heimische Indus-
trie beliefern.12 Daher wird es für europäische Interessenten 

12 Zu den Angaben der Handelsdaten der Seltenen Erden siehe Eurostat (2022): EU-Handel 

seit 1988 nach HS2-4-6 und KN8 (online verfügbar); und UN Comtrade (2022): Trade Data (online 

Rohstoffe zu senken. Die Gesellschaft muss daher überlegen, 
wie sie die drei Ziele von hohem Einkommen (als Hochtech-
nologiestandort), Rohstoffsicherheit (durch weniger Abhän-
gigkeit von  wenig demokratisch verfassten Ländern) und 
Schonung der eigenen Umwelt (durch Vermeidung von Roh-
stoffabbau) austarieren möchte (Abbildung 5). Diese Zielkon-
flikte können gemildert werden (beispielsweise durch Recy-
cling), aber es müssen Entscheidungen getroffen werden.

Eine Haltung, wie sie in der noch aktuellen Rohstoffstrategie 
der Bundesregierung formuliert wird, bleibt unzureichend, 
da sie in der gegenwärtigen Lage sehr passiv wirkt: „Die 
Bundesregierung wird Initiativen der Europäischen Kom-
mission unterstützen, die auf eine Wiederbelebung der pri-
mären Gewinnung von notwendigen metallischen Rohstof-
fen für E-Mobilität und Energiewende wie Kupfer,  Lithium 
und Nickel in den Mitgliedstaaten der Europäischen Kom-
mission abzielen.“11

11 Bundesregierung (2020): Rohstoffstrategie der Bundesregierung, Sicherung einer nachhalti-

gen Rohstoffversorgung Deutschlands mit nichtenergetischen mineralischen Rohstoffen (online 

verfügbar).

Abbildung 4

Kurzfristiges Diversifizierungspotenzial 
Differenz zwischen EU-Import- und weltweitem Produktionsanteil von kritischen Ländern, in Prozentpunkten

 











































         

Lesehilfe: Eine positive Differenz bei einem Rohstoff bedeutet, dass der Anteil, den die EU aus kritischen Ländern bezieht, höher ist als deren Anteil an der weltweiten Produktion. 

Quellen: Eurostat; World Mining Data; UN FAO; EU-Kommission; US Geological Survey; British Geological Survey.

© DIW Berlin 2022

Das kurzfristige Diversifizierungspotenzial ist oftmals begrenzt. 

https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/
https://comtradeplus.un.org/
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/rohstoffstrategie-der-bundesregierung-1732238
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/rohstoffstrategie-der-bundesregierung-1732238


673DIW Wochenbericht Nr. 50/2022

ROHSTOFFIMPORTE

teuer bis unmöglich werden, amerikanische und australi-
sche Seltene Erden zu beziehen. Einzig Thailand hat neben 
China einen signifikanten Überschuss an Seltenen Erden 
und könnte der EU bei einer mittelfristigen Diversifizierung 
helfen. Jedoch prognostiziert die Internationale Energieagen-
tur, dass die weltweite Nachfrage nach Seltenen Erden für das 
Erreichen der Pariser Klimaziele allein bis zum Jahr 2040 auf 
das Siebenfache steigen dürfte.13 Somit ist für eine langfris-
tige Rohstoffdiversifizierung vor allem eine Ausweitung der 
Produktion in demokratischen Lieferländern entscheidend.

Neben den kritischen Ländern China, Russland und Viet-
nam verfügen vor allem Brasilien, Indien und Australien 
über große Reserven an Seltenen Erden. Es ist daher zur 
langfristigen Rohstoffsicherung im europäischen Interesse, 
einen Ausbau der Produktionskapazitäten in diesen Ländern 
zu stärken. Dafür sollte die EU prüfen, inwiefern sie Explo-
rationsvorhaben in diesen Ländern konkret unterstützen 
kann, und sie sollte zudem Handelshemmnisse mit diesen 
Ländern reduzieren.

Eine weitere Option, um Abhängigkeiten bei Rohstoff-
importen zu senken, besteht darin, die Produktion in der 
EU zu beginnen oder auszuweiten. So werden einige der kri-
tischen Rohstoffe wie Flussspat bereits in Deutschland oder 
anderen EU-Ländern produziert, aber weitaus mehr wäre 
geologisch möglich. Ein Beispiel hierfür ist Magnesium, 
welches momentan wegen seiner Materialeigenschaften 
unter anderem bei der Herstellung von Getriebegehäusen 

 verfügbar), siehe zu Angaben von Produktion und Reserven U.S. Geological Survey (2022), a.a.O. 

Da in diesem Fall sowie bei anderen Rohstoffen verschiedene Datenquellen verwendet wurden, 

sind die Abgrenzungen der jeweiligen Rohstoffe teilweise unterschiedlich. Die jeweiligen Anteile 

sind daher nur eingeschränkt vergleichbar.

13 International Energy Agency (IEA) (2021): The Role of Critical Minerals in Clean Energy Transi-

tions (online verfügbar).

für Autos eingesetzt wird. Da Magnesium auch für Brenn-
stoffzellen, mit denen Wasserstoff in Elektrizität gewandelt 
werden kann, nötig ist, spielt es eine wichtige Rolle für das 
Erreichen der Klimaziele.14

Magnesium wird weltweit zu 90,7 Prozent in China gefer-
tigt; 93,3 Prozent der EU-Importe stammen von dort.15 Als 
im Jahr 2021 die Produktion von Magnesium wegen Ener-
giesparvorgaben in China gesunken ist, hat die Abhängigkeit 
in der EU bereits zu einer angespannten Versorgungssitua-
tion und drohenden Betriebsschließungen in der Autoindus-
trie geführt.16 Diese Abhängigkeit ist unnötig, da es weltweit 
außerordentlich hohe Vorkommen an Magnesium gibt. Es 
liegen zwar keine genauen Schätzungen der Reserven pro 
Land vor, was daran liegt, dass Magnesium aus Meereswas-
ser, Dolomitstein und anderen Mineralien gewonnen wer-
den kann. Es gibt aber erste Bestrebungen von Unterneh-
men, Magnesium in der EU abzubauen. Von der EU sollte 
überdacht werden, diese Vorhaben stärker zu unterstützen. 
Bei Magnesium und einigen anderen der 30 kritischen Roh-
stoffe sind nicht fehlende Vorkommen in der EU der Grund 
für die hohe Importabhängigkeit, sondern es sind die hohen 
Kosten der heimischen Produktion.

Trotz des Fokus auf Rohstoffe aus kritischen Ländern soll-
ten auch Abhängigkeiten von demokratischen Ländern von 
der EU adressiert werden. Denn auch diese Länder könnten 
ihre Marktmacht nutzen, um hohe Preise zu erzielen oder 
Exporte vollständig zu stoppen, wie das Beispiel Indonesien 
im Jahr 2020 für Nickel zeigte.

Unter den 30 von der EU als besonders kritisch eingestuf-
ten Rohstoffen findet sich auch Lithium. Lithium wird unter 
anderem für Batterien in Elektroautos eingesetzt und ist 
somit besonders wichtig für das Erreichen der Klimaziele. 
Entsprechend prognostiziert die Internationale Energie-
agentur, dass die globale Nachfrage nach Lithium bis zum 
Jahr 2040 auf mehr als das 40-fache steigen könnte, wenn 
ein nachhaltiges Entwicklungsszenario verfolgt wird.17 Daher 
ist es bedenklich, dass im Jahr 2020 die EU 63 Prozent ihrer 
Lithiumimporte allein aus Chile bezog. Dies gibt dem Land 
eine hohe Marktmacht.

Ein Blick auf die globalen Exportländer zeigt, dass Australien, 
China und Argentinien ebenfalls als Lieferländer für Lithium 
in Betracht kommen. Jedoch exportiert neben Chile fast nur 
China in großen Mengen Lithium. Da mehr Importe aus 
China die Rohstoffimporte nicht sicherer machen würden, 
bleibt vor allem eine verstärkte Kooperation mit den ande-
ren potenziellen Produzenten. Zudem kann die Lithiumpro-
duktion auch in Europa, zum Beispiel in Spanien, gesteigert 

14 EU-Kommission (2020): Critical Raw Materials for Strategic Technologies and Sectors in the 

EU—A Foresight Study (online verfügbar).

15 Die Daten beziehen sich auf weiterverarbeitetes und recyceltes Magnesium.

16 Deutsche Rohstoffagentur (2021): Rohstoff-Engpass: Chinas Magnesium-Metallexport einge-

brochen – Versorgung auf dem Weltmarkt bleibt angespannt (online verfügbar).

17 IEA (2021), a.a.O.

Abbildung 5

Zielkonflikte der Rohstoffversorgung

 




Quelle: Eigene Darstellung.
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Die Ziele von hohen Einkommen, Sicherheit der Rohstoffversorgung 
und Schonung der Umwelt sind auszutarieren.

https://comtradeplus.un.org/
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https://ec.europa.eu/docsroom/documents/42881
https://www.bgr.bund.de/DE/Gemeinsames/Oeffentlichkeitsarbeit/Pressemitteilungen/BGR/DERA/dera-bgr-2021-10-29_chinas_magnesium_metallexport_eingebrochen.html
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Abbildung 6

Diversifizierung bei Seltenen Erden, Magnesium und Lithium
Anteile von Ländern an EU-Importen, weltweiten Exporten, weltweiter Produktion und weltweit bekannten Reserven, in Prozent

 









  































































 

  

Quellen: Eurostat, UN Comtrade, British Geological Survey, United States Geological Survey, World Mining Data.

© DIW Berlin 2022

Seltene Erden, Magnesium und Lithium bieten verschiedene Ansatzpunkte, die Abhängigkeit zu verringern.
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werden.18 Auch in Deutschland gibt es großen Vorkommen 
an Lithium im Oberrheingraben, der allerdings als erdbe-
bengefährdet gilt. Gelingt es mit modernen und umwelt-
schonenden Methoden, Lithium sicher zu gewinnen, könnte 
die deutsche Importabhängigkeit deutlich gesenkt werden.19

Von anderen Ländern lernen

Länder wie Japan oder Südkorea sind in einer weitgehend 
vergleichbaren Lage wie Deutschland. Sie haben bereits 
weitergehende Maßnahmen ergriffen. Beide Länder for-
dern zum Beispiel verpflichtende Mindestreserven bei kri-
tischen Rohsoffen. Japan hat diese auf einen Verbrauch von 
180 Tagen festgesetzt. Südkorea hat jüngst ein staatliches 
Rohstoffunternehmen gegründet, um die Exploration zu 
unterstützen. Beide Länder fördern gezielt Recycling und 
subventionieren Forschung, die der Substitution kritischer 
Rohstoffe gilt.20

Als weiteres Beispiel unterstützen die USA ihre heimische 
Produktion an Seltenen Erden durch staatliche Investitio-
nen und Steueranreize für Raffinerien und Produktionsstät-
ten. So konnte die Produktion von null Tonnen im Jahr 2017 
auf 39 000 Tonnen im Jahr 2020 erhöht werden, was etwa 
15 Prozent der Weltproduktion entspricht. Die EU könnte 
derartige Maßnahmen für kritische Rohstoffe mit eigenen 
europäischen Reserven zum Beispiel bei Magnesium vor-
nehmen. Bei Rohstoffen, bei denen die EU nicht über Reser-
ven verfügt, wird eine Unterstützung schwieriger. In diesem 
Fall könnten Investitionen in neue Minen und Raffinerien 
in Ländern in Betracht gezogen werden, die als zuverlässig 
gelten. Auch strategische Partnerschaften nach dem Vor-
bild der Energiepartnerschaften sollten angedacht werden.21

18 Linda Osusky (2022): Spanische Mine könnte bald ans Netz gehen. Tagesspiegel, 9.  November 

2022 (online verfügbar).

19 Für verschiedene Szenarien steigender Lithiumnachfrage schätzt die Deutsche Rohstoffagen-

tur, dass Europa sich bis 2030 bestenfalls zu rund 30 Prozent mit eigener Förderung versorgen 

könnte, hinzu kämen einige Prozentpunkte aus Recycling, so dass die überwiegende Menge wei-

terhin zu importieren ist. Vgl. Deutsche Rohstoffagentur (2022): DERA stellt Ergebnisse der Roh-

stoffbewertung Lithium vor: Hohe Angebotskonzentration bei Lithium – Schlüsselrohstoff und 

limitierender Faktor für die Verkehrswende und Speicherung regenerativer Energien, 24. Juni 2022 

(online verfügbar).

20 Vgl. diese und weitere Beispiele in Ernst & Young (2022): Staatliche Instrumente zur Erhöhung der 

Versorgungssicherheit von mineralischen Rohstoffen. Bericht an das BMWK, August (online verfügbar).

21 Siehe Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (2021): Jahresbericht 2020 (online 

verfügbar).

Fazit: Schnelles und europaweit koordiniertes 
Handeln erforderlich

Der Handlungsdruck zur sicheren Versorgung mit kri-
tischen Rohstoffen ist offensichtlich und von der Politik 
erkannt. Selbst wenn kein wichtiges Lieferland der betrach-
teten Rohstoffe, darunter in erster Linie China, die Exporte 
nach Europa stoppt oder kürzt, so ist die extreme Konzen-
tration der Anbieter in Kombination mit dem zwingenden 
Importbedarf der deutschen und europäischen Wirtschaft 
eine extrem vulnerable Kombination. Aufgrund des langen 
Anlaufs für Maßnahmen, wie die Ausweitung des Recyc lings, 
scheint es sinnvoll, alle verfügbaren Maßnahmen gleichzei-
tig einzusetzen.

Kurzfristig, und ohne den Importbedarf zu kürzen, sind ins-
besondere drei Maßnahmen verfügbar: Erstens, eine Bün-
delung der Nachfrage auf nationaler, besser europäischer 
Ebene. Zweitens, systematische Information zu den Liefe-
ranten und darauf aufbauend die Nutzung heutiger Diversifi-
kationspotentiale. Drittens, ein staatlich angeregter und zen-
tral abgestimmter Aufbau von Mindestreserven, die ähnlich 
wie bei Energierohstoffen eine Notfallversorgung sichern.

Parallel dazu ist überlegenswert, die Importnachfrage nach 
Rohstoffen langfristig zu reduzieren. Hierzu kann Recycling 
stärker gefördert werden. Eine weitere Maßnahme, gerade 
bei unverzichtbaren Rohstoffen, wäre der Ausbau der europä-
ischen Förderung, an der sich Deutschland als größtes Indus-
trieland in Europa angemessen beteiligen sollte. Schließlich 
sollten Technologien gefördert werden, die ohne oder mit 
weniger importierten Rohstoffen auskommen.

Bei allen Maßnahmen gibt es klare Vorteile, sie auf euro-
päischer Ebene koordiniert einzusetzen. Allerdings sind 
die dafür notwendigen Prozesse oft langwierig, falls über-
haupt realistisch. Insofern ist es angeraten, nicht allein auf 
europäische Kooperation zu setzen, sondern auch natio-
nal so zügig wie möglich mit der Umsetzung von Maßnah-
men zu beginnen.

JEL: F14, F52, Q37

Keywords: raw material imports, national security, vulnerability, diversification
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Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf  
www.diw.de/interview

1. Herr Zeevaert, Deutschland und die EU sind nicht nur ab-

hängig von Öl und Gas, sondern auch von mineralischen 

Rohstoffimporten. Welche Rolle spielen diese Rohstoffe 

für die Industrie? Viele der mineralischen Rohstoffe spielen 

eine zentrale Rolle für die Industrie. Seltene Erden zum 

Beispiel sind wichtig für Windturbinen; Magnesium hingegen 

ist sehr wichtig für die Autoproduktion. Viele dieser minerali-

schen Rohstoffe lassen sich nur sehr schwer substituieren, es 

ist also schwierig, einen Ersatz für sie zu finden.

2. Wie groß ist die Abhängigkeit von den Lieferländern? 

Die Produktion einiger dieser Rohstoffe konzentriert sich 

teil weise bis über 80 oder sogar bis über 90 Prozent auf 

einzelne Länder. Das heißt, wir haben hier eine sehr große 

Marktkonzentration. Die Lieferländer sind sehr verschieden, 

aber oftmals handelt es sich um wenig demokratische Län-

der, wie zum Beispiel China oder Kongo.

3. Welche Rolle spielt die politische Ausrichtung der 

Lieferländer? Wir gehen davon aus, dass Länder, die als 

besonders undemokratisch gelten, tendenziell auch weni-

ger zuverlässig bei den Lieferungen sind. Wir haben uns 

angeschaut, wie hoch der Prozentsatz der Importe ist, der 

aus diesen wenig demokratischen Ländern stammt. Es zeigt 

sich, dass bei vielen der mineralischen Rohstoffe der Anteil 

sehr hoch ist, teilweise sogar über 90 Prozent.

4. Welche Maßnahmen könnten ergriffen werden, um für 

mehr Rohstoffsicherheit in Deutschland und der EU zu 

sorgen und die Lieferabhängigkeiten zu verringern? Da 

muss zwischen kurzfristigen und langfristigen Maßnahmen 

unterschieden werden. Kurzfristig wären eine Bündelung 

der Nachfrage sowie eine Diversifizierung der Bezugsländer 

auf jeden Fall hilfreich. Des Weiteren könnten Mindestreser-

ven für spezifische Rohstoffe eingeführt werden. Langfristig 

wiederum wäre es möglich, ein verbessertes Recycling in 

Betracht zu ziehen, sowie auch eigene Produktionsmöglich-

keiten in der EU besser zu nutzen. Zudem könnten langfristig 

technische Innovationen stärker gefördert werden, sodass 

weniger Materialien eingesetzt werden müssen.

5. Wie sieht es mit der Förderung und Herstellung von 

mineralischen Rohstoffen in der EU aus? In der EU haben 

wir keine Seltenen Erden. Was wir aber durchaus haben und 

selbst produzieren könnten, wären zum Beispiel Magnesium 

und auch Lithium. Da gibt es Reserven und diese könnten 

auch genutzt werden, wenn dies gewollt ist.

6. Warum wird das nicht getan? Derzeit ist deren Gewinnung 

in der EU teurer als die Produktion in anderen Ländern. Zu-

dem gibt es eine gesellschaftliche Debatte, ob diese Rohstof-

fe wirklich hierzulande gefördert werden sollten. Technisch 

wäre es aber zum Beispiel bei Lithium durchaus möglich.

7. Wie groß wird der Bedarf an mineralischen Rohstoffen 

in der Zukunft sein? Nach Angaben der Internationalen 

Energieagentur wird der Bedarf besonders für Lithium und 

Magnesium deutlich steigen, weil diese Rohstoffe besonders 

wichtig für die Energiewende sind. Teilweise wird mit einem 

Anstieg auf das Sieben- oder bis zu über 40-fache gerech-

net, je nachdem um welchen Rohstoff es sich handelt.

8. Was bedeuten Ihre Ergebnisse für künftige wirtschafts- 

und industriepolitische Entscheidungen? Erst einmal 

ist es Aufgabe der Unternehmen sich darum zu bemühen, 

dass ihre Rohstoffversorgung sicherer wird. Die Wirtschafts-

politik kann solche Bemühungen unterstützen. Zum einen 

arbeitet die EU daran. Sie wird im nächsten Jahr ein Gesetz 

zu kritischen Rohstoffen verabschieden. Hier sind durchaus 

spezifische Vorgaben zu erwarten. Zum anderen entwickelt 

auch die Bundesregierung eigene Maßnahmen. 

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Marius Zeevaert, Wissenschaftlicher Mitarbeiter in der 

Abteilung Weltwirtschaft im DIW Berlin

INTERVIEW

„Bei vielen mineralischen Roh­
stof  fen ist der Anteil wenig demo ­
kratischer Lieferländer sehr hoch“
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2022 | Kim Leonie Kellermann

Trust We Lost: The Impact of the Treuhand Experience on Political 
Alienation in East Germany

Do politically administered mass layoffs undermine trust and political interest? During the 

German reunification, formerly state-owned socialist firms in East Germany were privatized 

by the Treuhand, which came at the cost of massive job losses and public protest. I demon-

strate that these activities had a detrimental effect on attitudes and political behavior of 

the affected individuals. Using survey data from the German Socio-economic Panel and 

election results, I find that East Germans who lost their jobs exhibit significantly lower 

trust levels, lower political interest and a lower identification with mainstream democratic 

parties, even up to 30 years after reunification. I corroborate the causality of the results using fixed-effects 

estimations and a placebo analysis, which fails to explain political disenchantment by reasons other than the 

Treuhand experience. I interpret the findings as the persistent, negative effect of perceived political misman-

agement during a crucial phase of economic transition on long-run political identification.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 
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2022 | Luis R. Martinez, Jonas Jessen, Guo Xu

A Glimpse of Freedom: Allied Occupation and Political Resistance 
in East Germany

This paper exploits the idiosyncratic line of contact separating Allied and Soviet troops 

within East Germany at the end of WWII to study political resistance in a non-democracy. 

When Nazi Germany surrendered, 40% of what would become the authoritarian German 

Democratic Republic was initially under Allied control but was ceded to Soviet control 

less than two months later. Brief Allied exposure increased protests during the major 1953 

uprising. We use novel data on the appointment of local mayors and a retrospective survey 

to argue that even a “glimpse of freedom” can foster civilian opposition to dictatorship.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 
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2022 | Sonali Chowdhry, Julian Hinz, Katrin Kamin, Joschka Wanner

Brothers in Arms: The Value of Coalitions in Sanctions Regimes

This paper examines the impact of coalitions on the economic costs of the 2012 Iran 

and 2014 Russia sanctions. By estimating and simulating a quantitative general equi-

librium trade model under different coalition set-ups, we (i) dissect welfare losses for 

sanction-senders and target; (ii) compare prospective coalition partners and; (iii) provide 

bounds for the sanctions potential — the maximum welfare change attainable — when 

sanctions are scaled vertically, i.e. across sectors up to an embargo, or horizontally, i.e. 

across countries up to a global regime. To gauge the significance of simulation outcomes, 

we implement a Bayesian bootstrap procedure that generates confidence bands. We 

find that the implemented measures against Iran and Russia inflicted considerable economic harm, yielding 

32–37% of the vertical sanctions potential. Our key finding is that coalitions lower the average welfare loss 

incurred from sanctions relative to unilateral implementation. They also increase the welfare loss imposed on 

Iran and Russia. Adding China to the coalition further amplifies the welfare loss by 79% for Iran and 22% for 

Russia. Finally, we quantify transfers that would equalize losses across coalition members. These hypothetical 

transfers can be seen as a sanctions-equivalent of NATO spending goals and provide a measure of the rela-

tive burden borne by coalition countries.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 
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2022 | Stephanie Ettmeier

No Taxation without Reallocation: The Distributional Effects of Tax 
Changes

This paper investigates the dynamic effects of tax changes on the cross-sectional distribu-

tion of disposable income in the United States using a narrative identification approach. 

I distinguish between changes in personal and corporate income taxes and quantify the 

distributional effects on families and business owners. I document that tax changes affect 

incomes along the distribution differently and that the family status and the source of 

income matters. Tax reductions benefit high incomes and disadvantage lower incomes. 

Entrepreneurs and families benefit more from tax cuts than individuals without business 

income and non-families.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 
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2022 | Albert Banal-Estanol, Jo Seldeslachts, Xavier Vives

Ownership Diversification and Product Market Pricing Incentives

We link investor ownership to profit loads on rival firms by the managers of a firm. We 

propose a theory model in which we distinguish between passive and active investors’ 

holdings, where passive investors are relatively more diversified. We find that if passive 

investors become relatively bigger, then common ownership incentives increase. We show 

that these higher incentives, in turn, are linked to higher firm markups. We empirically 

confirm these relationships for public US firms in the years 2004–2012, where the financial 

crisis coincides with passive investors’ rise. The found effects are small but non-negligible.
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Hohe Zustimmung für Klimageld – vor allem bei Personen mit 
großen Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation

18. Oktober 2022 – Ein Klimageld als sozialer Kompensationsmechanismus zur CO2-

Bepreisung gehört zu den Kernprojekten der Ampel-Regierung, um die Akzeptanz des 

Marktsystems zu gewährleisten. Zuletzt wurde die Erhöhung der CO2-Bepreisung im 

Rahmen des dritten Entlastungspaket bis 2024 allerdings ausgesetzt. Eine repräsentative 

Befragung zeigt jetzt, dass rund drei Viertel der deutschen wahlberechtigten Personen mit 

Onlinezugang einem Klimageld als monatliche Pro-Kopf-Erstattung für alle Bürger*innen 

zustimmen. Ähnlich viele Menschen stimmen einer Erhöhung der sogenannten 

Pendlerpauschale zu, mit der Arbeitswege steuerlich abgeschrieben werden können. Vertiefende Analysen 

zeigen, dass vor allem Menschen, die sich um die eigene wirtschaftliche Situation sorgen, das Klimageld 

unterstützen.
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Erbschaftsteuer: Freibeträge 
erhöhen, Steuerprivilegien 
streichen

STEFAN BACH

Die stark gestiegenen Immobilienpreise haben viele Eigen-

heimbesitzer*innen und Kleinvermieter*innen reicher gemacht, 

vor allem in den Ballungsräumen. Das kommt inzwischen bei 

der Erbschaftsteuer an: Weil die Freibeträge seit über zehn Jah-

ren gleich geblieben sind, werden mehr Menschen erbschaft-

steuerpflichtig. Die Anpassungen der steuerlichen Immobilien-

bewertung durch das Jahressteuergesetz, die derzeit diskutiert 

werden, sind nur die Spitze des Eisbergs. In Kommunen mit 

amtlichen Immobilienpreissammlungen der Gutachterausschüs-

se werden die hohen Werte zumeist schon bisher veranlagt – 

vor allem bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen, die den 

Großteil der Vermögen von Normalsterblichen ausmachen. 

Das ist auch richtig so. Denn das Bundesverfassungsgericht 

verlangt zu Recht, dass Immobilien oder auch Unternehmen mit 

ihren aktuellen Marktwerten veranlagt werden. Sonst würden 

Immobilien wie früher gegenüber Finanzvermögen bevorzugt.

Viele Menschen fürchten, dass ihr Familienvermögen nicht 

mehr erbschaftsteuerfrei an die Kinder übertragen werden 

kann. Das ist meistens übertrieben, denn hier gilt ein Freibetrag 

von 400 000 Euro je Elternteil und Kind. Ein Paar kann also 

1,6 Millionen Euro steuerfrei an zwei Kinder übertragen. Mit 

Schenkungen kann man das alle zehn Jahre wiederholen. Hoch-

vermögende nutzen das häufig. Normalsterbliche Familien mit 

Eigenheim und moderatem Finanzvermögen halten aber gerne 

ihre Vermögen bis ins hohe Alter zusammen. Je nach Testament 

erbt zunächst der über lebende Partner, meist die Frauen. Und 

wenn dann alles an ein Kind geht, kann es in Ballungsräumen 

eng werden mit dem Freibetrag.

Dennoch sind bei Erbschaften und Schenkungen von Eltern 

an ihre Kinder letztlich nur fünf bis zehn Prozent der Fälle 

mit den höchsten Übertragungen steuerpflichtig. Dann muss 

auch nur das Vermögen versteuert werden, das den Freibetrag 

übersteigt. Die Steuersätze sind mit sieben und elf Prozent ge-

ring. Wenn Geschwister, Nichten und Neffen oder Freund*innen 

bedacht werden, liegt der Freibetrag aber nur bei 20 000 Euro 

und die Steuersätze sind höher. Trotz geringerer Übertragungen 

entsteht hier knapp die Hälfte des Erbschaftsteueraufkommens. 

Die Erbschaftsteuer-Freibeträge wurden seit 2009 nicht mehr 

erhöht. Zugleich sind die Immobilienpreise seitdem um 50 bis 

70 Prozent gestiegen, in Ballungsräumen wesentlich stärker. 

Tatsächlich kommen in den letzten Jahren deutlich mehr Fälle 

in die Steuerpflicht. Derzeit werden jedes Jahr 40 000 Personen 

mehr zur Erbschaftsteuer veranlagt als vor zehn Jahren, das 

entspricht einem Zuwachs von einem Drittel. Davon sind knapp 

die Hälfte Ehepartner*innen und Kinder, hier liegt der Zuwachs 

sogar bei knapp 90 Prozent. Auch das Steueraufkommen hat 

sich seitdem mehr als verdoppelt. Hier wirkt der gleiche Effekt 

wie bei der „kalten Progression“ der Einkommensteuer.

Diese Entwicklungen verstärken einen Trend, der schon länger 

bei der Erbschaftsteuer angelegt ist: Belastet werden vor allem 

die „armen Reichen“, die Immobilien oder Finanzvermögen 

bis zu höheren einstelligen Millionenbeträgen erben oder 

geschenkt bekommen. Bei diesen Vermögen gibt es nur wenige 

Gestaltungsmöglichkeiten, abgesehen von Schenkungen alle 

zehn Jahre. Bei sehr großen Vermögen entstehen dagegen 

häufig geringere oder gar keine Belastungen. Unternehmen 

oder Unter nehmens beteiligungen bleiben steuerfrei, wenn 

die Nachfolger das Unternehmen weiterführen. Selbst höhere 

dreistellige Millionenvermögen können im Rahmen einer Ver-

schonungsbedarfsprüfung steuerfrei weitergegeben werden, 

wenn die Nachfolger kein Privatvermögen haben. Und es gibt 

weitere Steuersparmöglichkeiten, etwa mit Stiftungen.

Insoweit ist eine deutliche Erhöhung der Erbschaftsteuer-Freibe-

träge sinnvoll, wie sie derzeit die Union fordert. Zugleich sollte 

man die überzogenen Vergünstigungen für große Unternehmen 

und andere Steuerprivilegien deutlich reduzieren. Damit ließe 

sich immer noch ein Steuermehraufkommen erzielen. Damit kann 

man die Steuersätze senken, wenn das Steueraufkommen nicht 

steigen soll. Eine stärkere Belastung von großen Vermögen durch 

die Erbschaftsteuer könnte aber auch dazu verwendet werden, 

die Kosten der gegenwärtigen Krisen zu finanzieren oder die hohe 

Steuer- und Abgabenbelastung der Mittelschichten zu senken.

Dieser Kommentar ist zuerst am 12. Dezember 2022 bei Spiegel Online erschienen.
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